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Die schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 2149/J-NR/9l, 
betreffend landwirtschaftliche Nutzung von im Bundeseigentum 
stehenden Grundstücken, die die Abgeordneten Mag. Brigitte 
EDERER und Genossen am 12. Dezember 1991 an mich richteten, 
beehre ich mich wie folgt zu beantworten: 

1. Wieviel ha unbebaute, zur landwirtschaftlichen Nutzung ge­
eignete Grundstücke werden von Ihrem Ressort verpachtet? 

2. Ist Ihnen die Form der Nutzung dieser Grundstücke durch den 
Pächter bekannt? 

3. Ist Ihnen bekannt, ob "Grünbracheprämien" den Landwirten für 
bestimmte Grundstücke ausbezahlt wird? 

4. Halten Sie bei der vorhandenen Uberschußproduktion im Bereich 
der Landwirtschaft eine Verpachtung öffentlicher Grundstücke 
zur landwirtschaftlichen Nutzung für sinnvoll? 

Antwort: 

Eine landwirtschaftliche Nutzung von im Bundeseigentum stehenden 
Grundstücken ist nur in ganz geringem Ausmaß bei Lehranstalten 
für wirtschaftliche Berufe für Lehrzwecke vorgesehen. 

Eine Verpachtung an Dritte ist nicht bekannt. 
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5. Wieviele Mitarbeiter waren mit wievielen Mitarbeiterstunden 
mit der Beantwortung dieser parlamentarischen Anfrage befaßt? 
Wie hoch schätzen Sie die Kosten, die mit der Beantwortung 
dieser Anfrage verbunden waren? 

Antwort: 
Zur Beantwortung der gegenständlichen parlamentarischen Anfrage 
waren ein Beamter der Verwendungsgruppe A und ein Beamter der 
Verwendungsgruppe B jeweils 15 Minuten lang befaßt. Die Schreib­
und Manipulationstätigkeit, mit der je eine Beamtin der Ver­
wendungsgruppe C und der Verwendungsgruppe 0 befaßt waren, 
können mit einem Gesamtausmaß von 15 Minuten veranschlagt 
werden. 

Nimmt man als Beamtendurchschnittsgehalt Dienstklasse V, Ge­
haltsstufe 2 inklusive Verwaltungsdienstzulage in Höhe von 
S 22.766,-- an, so käme man auf einen Durchschnittsstundensatz 
von etwa S 1.315,-- (S 22.766,--). 

40 x 4,33 

Für eine Gesamtzeit von 45 Minuten ergäbe sich sohin ein Betrag 
von etwa S 990,-~. 
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